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Antrag 
der Abgeordneten Gabi Dobusch, Dr. Isabella Vértes-Schütter,  

Dr. Mathias Petersen, Andy Grote, Dr. Christel Oldenburg, Wolfgang Rose,  
Birte Gutzki-Heitmann, Gunnar Eisold, Gerhard Lein (SPD) und Fraktion 

der Abgeordneten Dietrich Wersich, Andreas C. Wankum, Katharina Wolff, 
Frank Schira, Dr. Walter Scheuerl (CDU) und Fraktion 

der Abgeordneten Christa Goetsch, Dr. Eva Gümbel, Anja Hajduk, Farid Müller, 
Jens Kerstan (GAL) und Fraktion 

der Abgeordneten Katja Suding, Dr. Thomas-Sönke Kluth, Anna-Elisabeth von 
Treuenfels, Robert Bläsing, Martina Kaesbach (FDP) und Fraktion 

der Abgeordneten Norbert Hackbusch, Dora Heyenn, Christiane Schneider, 
Kersten Artus, Heike Sudmann (DIE LINKE) und Fraktion 

zu Drs. 20/2550 

Betr.:  Volksinitiative „„Altonaer Museum bleibt!“ als Teil der Vielfalt der Ham-
burgischen Museumslandschaft“ 

Mit der von der Bürgerschaft beschlossenen Bestandsgarantie für die historischen 
Museen (Drs. 20/1969) wird auch der Fortbestand des Altonaer Museums, das in der 
letzten Legislaturperiode von den Schließungsplänen des schwarz-grünen Senats 
massiv bedroht wurde, garantiert. Damit ist ein zentraler Punkt der Forderungen der 
Volksinitiative „Altonaer Museum bleibt!“ erfüllt. Das weitere Anliegen der Volksinitiati-
ve (Ziffer 2) konnte bereits im Rahmen der Anhörung im Kulturausschuss am 10. Juni 
2011 abschließend erörtert werden. Die Volksinitiative hat hierzu signalisiert, dass sie 
dieses Anliegen nicht weiterverfolge. Das dritte Anliegen der Volksinitiative (Ziffer 3) 
kann im Rahmen der anstehenden Novellierung des HmbMuStG erneut erörtert wer-
den. Die Bürgerschaft sichert der Volksinitiative hierzu schon jetzt zu, dass eine der 
Vertrauenspersonen der Volksinitiative im Rahmen einer hierzu anzusetzenden Sach-
verständigenanhörung als Anhörperson benannt wird, um die Argumente für eine Ver-
änderung der Aufsicht über die Stiftungen erneut zu Gehör zu bringen. 

Das Engagement der Initiative hat gezeigt, wie wichtig der Partizipationsgedanke in 
den Museen ist und wird. Die Bürgerschaft hat dies mit Drs. 20/1969 bekräftigt. Das 
kann bedeuten, dass beispielsweise Stadt(teil)geschichte als Identitäts- und Migrati-
onsgeschichte stärker als bisher in den Blick genommen und erlebbar gemacht wird, 
und das jeweilige gesellschaftliche Umfeld impulsgebend in der Museumsarbeit auf-
gegriffen wird. Im Altonaer Museum wurde bereits mit dem Runden Tisch in Ansätzen 
realisiert, wie entsprechende Leitbilder im engen Austausch mit den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern, Ehrenamtlichen, Freundeskreisen, interessierten Bürgerinnen und 
Bürgern sowie regionalen Kultur- und Bildungsinstitutionen entwickelt werden können. 
Insofern dankt die Bürgerschaft der Volksinitiative für ihr anhaltendes Engagement für 
die Museumslandschaft in Hamburg.  
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Am Vormittag des 15.12.2011 trafen sich abschließend die Kultursenatorin, Vertrete-
rinnen und Vertreter der Kulturbehörde und Vertrauensleute der Volksinitiative „Alto-
naer Museum bleibt!“ und verständigten sich auf folgende im Petitum aufgenommene 
Punkte, die aus Gründen der formalen Anforderungen des Volksabstimmungsgeset-
zes bereits sehr kurzfristig, noch am gleichen Tage zur Abstimmung gestellt werden 
müssen. Vor dem Hintergrund der ausführlichen Ausschussberatungen im Vorfeld und 
der Tatsache, dass wesentliche Fragestellungen erneut im Rahmen der Beantwortung 
des Ersuchens aus Drs. 20/1969 sowie des entsprechenden Gesetzentwurfs von der 
Bürgerschaft erörtert werden, erscheint die Kurzfristigkeit jedoch vertretbar. 

Die Bürgerschaft möge beschließen: 

1. Das zentrale Anliegen der Volksinitiative (Ziffer 1), die Verankerung der Be-
standsgarantie für die historischen Museen im HmbMuStG, ist durch den Be-
schluss der Bürgerschaft am 9. November 2011 (Drs. 20/1969) aufgegriffen wor-
den. Dieser Gesichtspunkt wird im Rahmen der Gesetzesberatungen bei Beant-
wortung des Ersuchens abschließend beraten und beschlossen. 

2. Das weitere Anliegen der Volksinitiative (Ziffer 2) konnte bereits im Rahmen der 
Anhörung im Kulturausschuss am 10. Juni 2011 abschließend erörtert werden. 
Die Volksinitiative hat hierzu signalisiert, dass sie dieses Anliegen nicht weiterver-
folge. 

3. Das dritte Anliegen der Volksinitiative (Ziffer 3) kann im Rahmen der anstehenden 
Novellierung des HmbMuStG erneut erörtert werden. Die Bürgerschaft sichert der 
Volksinitiative hierzu schon jetzt zu, dass eine der Vertrauenspersonen der Volks-
initiative im Rahmen einer hierzu anzusetzenden Sachverständigenanhörung als 
Anhörperson benannt wird, um die Argumente für eine Veränderung der Aufsicht 
über die Stiftungen erneut zu Gehör zu bringen. 


